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Zusammenfassung

Seit dem Beitritt der DDR zur BRD wurde die schlechte klinische Versorgungslage
Betroffener von Unrecht, das die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED)
begangen hat, immer wieder kritisiert und eine Verbesserung gefordert. Im Folgenden
wird ein Überblick über die bestehende klinisch relevante Literatur zur Versorgungslage
der Betroffenen gegeben. Hierzu werden zunächst Definitionsprobleme und die
Frage der klinischen Spezifika dieser Zielgruppe diskutiert. Anschließend erfolgt ein
Überblick über die aktuelle psychosoziale Versorgung in der „Aufarbeitungslandschaft“,
bevor weitere Befunde aus der klinischen Literatur referiert werden. Es gibt Hinweise,
dass es sich bei den Betroffenen v. a. um Personengruppen mit gesundheitlicher
und sozialer Mehrfachbelastung handelt, bei denen traumabedingte Barrieren der
Inanspruchnahme, Kompetenzbarrieren bei Behandlern und strukturelle Probleme
des Gesundheitssystems manifest werden. Fragen individuellen Leidens sind zudem
untrennbar verklammert mit Fragen des politischen Diskurses und der Ausgestaltung
von Entschädigungsregelungen. Bei genauer Betrachtung zeigt sich jedoch, dass
klinische Grundlagen- und Versorgungsforschung bei diesem Thema aktuell an ihre
Grenzen stoßen und vorläufig viele Fragen offenbleiben müssen.

Schlüsselwörter
Deutsche Demokratische Republik · Aufarbeitung · Trauma · Versorgungssystem · Gesellschaft

Die schlechte Versorgungssituation Be-
troffener von Unrecht, das die Sozialisti-
sche Einheitspartei Deutschlands (SED)
begangen hat, wurde mehrfach thema-
tisiert. Zur ihrer Beurteilung ist zunächst
zu klären, wer diese Betroffenen genau
sind, und inwiefern es sich in klinischer
Hinsicht um eine relevante Zielgruppe
handelt. Dies, die Aufarbeitungsland-
schaft mit ihrer Stellung zwischen Wis-
senschaft und Politik sowie die Befunde
der Versorgungsforschung betrachtend
wird ein adäquater Blick auf das Leid der
Betroffenen und auf das, was diese für
eine wirksame Behandlung brauchen,
erst möglich.

Vorbemerkungen

Diese Arbeit soll einen Überblick über
die Versorgungssituation Betroffener von
SED-Unrecht aus (klinisch-)psychologi-
scher und medizinischer Perspektive, den
beiden Leitprofessionen in der Regelver-
sorgung, geben. Hintergrund ist die v. a.
von Politik und Betroffenen mehrfach
thematisierte schlechte Versorgungssi-
tuation Betroffener (Gallistl et al. 2024),
die u. a. dazu führte, dass 2019 die Regie-
rungsparteien CDU/CSU und SPD in ihrem
Antrag „30 Jahre Friedliche Revolution“
forderten, „die Regelungen für die Aner-
kennung traumatischer Belastungen der
politischen Opfer der DDR zu vereinfachen
und dies mit einem Kompetenzzentrum
zur Begutachtung und Behandlung von
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Schwerpunkt: Gesundheitliche Langzeitfolgen der SED-Diktatur – Originalien

Tab. 1 Übersicht über aktuell genannte
Opfergruppen. (Nach Borbe 2010 undDeut-
scher Bundestag 2024a)
Betroffene von . . .
politischer Haft

der Todesstrafe

politischenMorden

Zwangsumsiedlung

prophylaktischen Zwangseinweisungen in
Psychiatrien ohne klinische Indikation

Staatsdoping

Enteignung

beruflicher Schädigung

Spionage/Bespitzelung

Zersetzung

politisch bedingten Suiziden

Inhaftierung in sowjetischen Speziallagern

Zwangsarbeit

Heimerziehung

Inhaftierung in Jugendgefängnissen

Zwangsadoption und politischmotiviertem
Kindesentzug

Unterbringung inWochenkrippen

sexuellemMissbrauch

kontaminierter Anti-D-Immunprophylaxe
1978/1979

mosambikanischer Vertragsarbeit

Kulturgutverlust

Betroffene, die . . .

bei der Republikflucht umgekommen sind
oder versehrt wurden

republikflüchtigwurden/ausgereist sind

im Bildungsweg geschädigt wurden

ohne klinische Indikation in geschlossene
Venerologische Stationen zwangseingewie-
sen wurden

Angehörige

Kinder von politisch Verfolgten

Langzeitfolgen bei SED-Opfern zu flankie-
ren“ (Deutscher Bundestag 2019).

Bei diesem Thema stellen Fragen der
Versorgungsforschung eine grundsätzli-
che Herausforderung für beide Professio-
nen dar. Im klinischen Bereich befinden
sich – bedingt durch laufende oder erst
kürzlich ausgelaufene Forschungsverbün-
de – relevante Beiträge noch in der
Auswertungsphase (Strauß et al. 2024;
Strauß und Brähler 2019). Daher hat die
vorliegende Übersicht den Charakter ei-
nes einleitenden Problemaufrisses. Hierzu
wird zunächst den Fragen nachgegan-
gen, wer Betroffene von SED-Unrecht
eigentlich sind, und inwiefern es sich

in klinischer Hinsicht um eine relevante
Zielgruppe handelt. Darauf aufbauend
wird die vorhandene Beratungs- und Hil-
felandschaft des Aufarbeitungsbereiches
für Betroffene skizziert, ehe Ergebnisse
versorgungsforschungsorientierter Studi-
en referiert werden.

Wer sind „Betroffene von SED-
Unrecht“?

Aktuell genannte Opfergruppen

Für Versorgungsfragen in der klinischen
Praxis sind zunächst die Zahl der Betrof-
fenen, ihre Morbiditätsraten und ihre Be-
handlungsspezifikawesentlich. LautBorbe
(2010) reicht die Zahl der Opfer des SED-
Regimes je nach Strenge der angelegten
Kriterien von 170.322 bis zu 5,828Mio. Gar
nicht berücksichtigt sind bei Borbe Opfer-
gruppen, die erst in der letzten Dekade
in den Fokus gerückt sind und die sich
beispielsweise im Bericht der SED-Opfer-
beauftragten des Deutschen Bundestags
finden (Deutscher Bundestag 2024a). In
. Tab. 1 sind die in den beiden Quellen
genannten Opfergruppen zusammenge-
tragen. Anzumerken ist, dass diese Lis-
te lediglich exemplarischen Charakter hat
und die aktuellen Diskurse nicht vollstän-
dig abdeckt. Manche andernorts genann-
ten Gruppen, beispielsweise Kinder und
Jugendliche in Behindertenheimen und
Psychiatrien (Bersch 2022), sind in die-
sen beiden Publikationen gar nicht gelis-
tet. Die aufgeführten Gruppen sind auch
nicht endgültig ausdifferenziert, beispiels-
weise ließen sich bei Personen mit Ent-
eignungserfahrungen Untergruppen spe-
zifizieren (Borbe 2010, S. 51ff.; Deutscher
Bundestag 2024a, S. 54ff.). Ebenfalls aus-
gelassenwurdenGruppierungen, dienicht
amschädigendenEreignis, sondernanden
Folgenausgerichtet sind,wiebeispielswei-
seBenachteiligte imheutigenRentenrecht
(Deutscher Bundestag 2024a, S. 35 f.).

Definitionsprobleme

Das Verständnis von Betroffenheit und
auch der Stellenwert psychologischer
Aspekte haben sich 34 Jahre nach der
Wiedervereinigung gewandelt. Während
im klinischen Bereich der Fokus kurz nach
derWiedervereinigungauf politischerHaft

lag, rückten zunehmend auch alltagsnahe
Formender Repression,Willkür undgeziel-
te Vernachlässigung staatlicher Fürsorge
gegenüber bestimmten Gruppen in den
Fokus. Neben dem zunehmenden zeitli-
chen Abstand zur untergegangenen Dik-
tatur und den – nun ehemals – staatskon-
spirativen Tatbeständen wie Zersetzung
oder Staatsdoping zeigt sich in dieser Ent-
wicklung auch ein genereller Wandel hin
zu einer Sensibilisierung für traumatische
Gehalte in ehemals als „normal“ gelten-
dem historischem Erleben (beispielsweise
Heimerziehung, Verschickung, sexueller
Kindesmissbrauch). Diese traumatischen
Gehalte verliefen in der DDR allerdings
unter anderengesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen als in der BRD. Aufarbeitung
von SED-Unrecht fokussiert hier aktuell auf
politisch erschwerte Rahmenbedingun-
gen in der ehemaligen DDR. Es bestehen
vermutlich viele Überschneidungen zur
Aufarbeitung von historischem Unrecht
in der BRD. Insofern ist die Zuordnung
zur Gruppe Betroffener von SED-Unrecht
nicht unabhängig von bestehenden ge-
sellschaftlichen Diskursen, die sich nach
wie vor im Fluss befinden (Gallistl und
Frommer 2024).

Abgrenzungsprobleme

Selbst bei einmal festgelegter Definition
stellt sich die Frage des Cut-off, also ab
welcher „Dosis“ repressiver und/oder ver-
nachlässigender staatlicher Maßnahmen
jemand als „Opfer“ gelten kann. Die Frage
liegt beispielsweise für Betroffenheit von
„weichen“, alltagsnahen Formen der Re-
pression unmittelbar auf der Hand (Nuss-
mann und Guski-Leinwand 2023; Marhei-
necke et al. in dieser Ausgabe). Die Defini-
tion von Betroffenheit geht bis dahin, die
gesamte Bevölkerung als Opfer zu klassifi-
zieren („kollektives Knast-Syndrom“, Wolle
1999 nach Borbe 2010), was sich in so-
zialwissenschaftlicher Hinsicht prinzipiell
auch mit empirischer Evidenz unterset-
zen ließe. Inzwischen lassen sich aggre-
gierte Vertrauensverluste durch die flä-
chendeckendeÜberwachungnachweisen,
die wiederum negativ mit mehreren öko-
nomischen und politischen Variablen auf
gesamtgesellschaftlicher Ebene assoziiert
sind, etwahöhererArbeitslosigkeit (Lichter
et al. 2021). Für diemeisten klinisch-prakti-
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schen Zwecke macht eine so breite Defini-
tion die Kategorie des „Opfers“ allerdings
schlicht unbrauchbar, da sie für Indikati-
onsfragen zu undifferenziert ist. Anderer-
seits zeigt die oftmals unklar einzuordnen-
de Inhaftierung nach dem „Asozialenpa-
ragraphen“ (§ 249 StGB der DDR „Gefähr-
dung der öffentlichen Ordnung durch aso-
ziales Verhalten“) auf, dass die Frage nach
legitimen Haftgründen und zumutbaren
Haftbedingungen unter Aufarbeitungsas-
pekten spezifische Definitionen braucht,
die unter klinischem Gesichtspunkt durch-
aus als willkürliche Differenzierung kriti-
siert werden können (Rohrbach 2024).

Erfassungsprobleme

Auch bei vergleichsweise gut abgrenzba-
ren oder pragmatisch operationalisierten
Gruppen gibt es Erfassungsprobleme. Dies
beginnt damit, dass bei staatlichem Un-
recht selbstbelastende Dokumentationen
spärlich erfolgten (beispielsweise From-
mer et al. 2017). Auf der Basis historischer
Dokumente lassen sich teilweise nur Korri-
dore oder Höchstgrenzen angeben. Für kli-
nische Zwecke sind gegenwartsorientierte
Befragungsstudien zunächst dasMittel der
Wahl. Diese haben bei dem Thema staat-
lichen Unrechts aber bisher wenig disku-
tierte Spezialprobleme. Dies fängt bereits
damit an, dass Angst vor und Misstrau-
en in Institutionen nicht nur Traumafolge
und Behandlungsbarriere sein mögen (im
Fall politischer Traumatisierung durchaus
auch intendiert, Gallistl 2022; Blume et al.
2024), sondern darüber hinaus noch eine
Teilnahmebarriere an wissenschaftlichen
Untersuchungen darstellen könnten.

Ein geeignetes erstes Näherungsver-
fahren können Repräsentativerhebungen
sein. Im Jahr 2008 wurde eine repräsen-
tative Stichprobe von 1008 Thüringern
telefonisch befragt (Ritter und Beuermann
2008). Die Erhebung ergab, dass nach den
Rehabilitierungskriterien 8,5% (n= 141)
direkt von SED-Unrecht betroffen waren
(strafrechtliche Entscheidungen, beruf-
liche und/oder verwaltungsrechtliche
Benachteiligungen). Bei Berücksichtigung
erweiterter Repressionskriterien (Beob-
achtung, Zuführungen, Verhöre, operative
Vorgänge) steigt die Zahl der Betroffenen
auf 14%. Wird indirekte Betroffenheit
durch Repression in der Familie oder im

Freundeskreis hinzugezählt, waren ins-
gesamt 36% der Befragten direkt oder
indirekt betroffen. Der Anteil der Bevöl-
kerung, der nach der amtlich geführten
Statistik einen Antrag auf Rehabilitierung
nach den SED-Unrechtsbereinigungsge-
setzen gestellt hatte, betrug demgegen-
über gerade einmal 1%. Die Ergebnisse
einer weiteren Thüringer Umfrage aus
dem Jahr 2022 bestätigen diese Erkennt-
nisse im Wesentlichen (Ritter 2022). Die
Prävalenz für Betroffenheit von Unrechts-
erfahrungen in der Allgemeinbevölkerung
scheint also erheblich zu sein, und in Be-
zug auf die Teilpopulation der in der DDR
sozialisierten Bürger wäre diese sogar
noch höher anzunehmen. Abgesehen von
der regionalen Begrenzung auf Thüringen,
von methodischen Problemen der Selbst-
einschätzungen und von der Tatsache,
dass auch in repräsentativ angelegten
Befragungen bei schwer belasteten Grup-
pen systematische Drop-outs zu erwarten
sind, bleiben für klinische Zwecke zwei
Probleme: Potenziell traumatogene Fakto-
ren wurden nur sehr grob abgefragt, und
spezifische Symptome oder diagnostische
Kriterien wurden gar nicht erhoben.

Für klinische Zwecke ist weiterhin die
Frage nach den Folgen relevant. In meh-
reren regionalen Stichproben (Jenaer Zen-
trum 2008; Schulze et al. 2020; Thüringer
Landesbeauftragter 2022) wurde die so-
ziale und gesundheitliche Lage von An-
tragstellern auf Rehabilitierung in Thü-
ringen und Brandenburg mit der Allge-
meinbevölkerung verglichen. Hier ergibt
sich das Bild einer mehrfach hoch belaste-
ten Bevölkerungsgruppe, die ökonomisch,
psychisch, körperlich, hinsichtlich sozialer
Einbindung und Berufsfähigkeit deutlich
schlechter gestellt ist. Probleme in der
Versorgungmit adäquater Psychotherapie
werden insbesondere in qualitativen In-
terviewauswertungen berichtet (Schulze
et al. 2020; 2022; Thüringer Landesbeauf-
tragter 2023). Ein Manko bleibt ähnlich
wie bei der oben genannten Repräsen-
tativumfrage, dass diese Studien letztlich
nicht dem klinischen Bereich entstammen
und insofern für diese Zwecke nur erste
Anhaltspunkte geben können.

Der oben genannten Repräsentativbe-
fragung von Ritter und Beuermann (2008)
ist weiterhin zu entnehmen, dass in der
Gesamtbevölkerung auf einen Antragstel-

ler 7 weitere kommen, die keinen Antrag
auf Rehabilitierung gestellt, jedoch ge-
mäß Selbstbericht Unrechtserfahrungen,
die eigentlich unter die Rehabilitierungs-
kriterien fallen würden, gemacht haben.
Diese Relation wurde von Spitzer et al.
(2010) bestätigt. In einer differenzieren-
den Folgebefragung von Teilnehmern ei-
ner regionalen repräsentativen Bevölke-
rungsstichprobe verneinten 116 von 132
Befragten, die politische Verfolgung oder
Benachteiligung in der Sowjetischen Be-
satzungszone (SBZ)/DDR angaben, dass
ein Rehabilitierungsantrag gestellt wurde.
Zwischen diesen von Spitzer et al. bezeich-
neten „stummen“ und „sprechenden“ Op-
fern und der Allgemeinbevölkerung wur-
den umfangreiche Vergleiche bezüglich
klinischer Parameter vorgenommen. So-
wohl „stumme“ als auch „sprechende“ Op-
fer unterscheiden sich hinsichtlich körper-
licher und psychischer Parameter deutlich
von der Allgemeinbevölkerung. Zwischen
stummen und sprechenden Opfern gab es
hingegen in Einzelbereichen Unterschie-
de, imSinne schlechterer Bedingungenbei
den sprechendenOpfern, allerdings insge-
samt „keine wegweisenden Differenzen“
(Spitzer et al. 2010, S. 14). Die letztlich sehr
geringe Fallzahl von nur 16 sprechenden
Opfern verleiht dieser Studie einen eher
explorativen Charakter.

Umfassendere und differenzierte klini-
scheUntersuchungenzuFolgeschäden lie-
gen zur Gruppe politischer Häftlinge vor
(z. B. Maslahati et al. 2022). Hier ist auf-
grund bisheriger Studien aktuell von ei-
ner extrem hohenMorbidität auszugehen.
Allein die Punktprävalenzen der posttrau-
matischen Belastungsstörung (PTBS) be-
trugen in den vorliegenden Studien zwi-
schen 33% (Maercker et al. 2013) und 50%
(Weißflog et al. 2011). Andere Erkrankun-
gen wie Angst, Depression, Sucht oder so-
matische Schäden sind in diesen Zahlen
noch gar nicht mitberücksichtigt. Schon
diese Diskrepanz von 33% vs. 50% dieser
beiden Studien verweist bei dieser bereits
vergleichsweise gut untersuchten Grup-
pe auf Schwierigkeiten in der detaillierten
Erfassung. Hier wurden bereits messtech-
nische Differenzen vermutet (Fragebogen
vs. klinische Untersuchungen; Maslahati
et al. 2022). Unklar undwenig diskutiert ist
auch das Problem der Verzerrung, das bei
solchen Stichproben durch die Rekrutie-
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Infobox 1

Exkurs: Betroffene imWesten
Da so gut wie alle spezialisierten
Beratungsstellen indenneuenBundesländern
und in Berlin angesiedelt sind, wurde
wiederholt auf fehlende Angebote für
Betroffene in den alten Bundesländern
hingewiesen (Freyberger 2008; Institut
für Diktatur-Folgen-Beratung 2014;
Deutscher Bundestag 2024a). Freyberger und
Spitzer (2015) vermuteten, dass politisch
Verfolgte unter den Binnenmigranten
überrepräsentiert sind, was diese
Versorgungslücke noch verschärfen würde.
Gürtzgen und Hank (2018) werteten einen
Sozialversicherungsdatensatz aus und stellten
fest, dass nach der Wiedervereinigung sowohl
ehemalige politische Häftlinge der DDR
wie auch nichtinhaftierte DDR-Bürger eine
Wahrscheinlichkeit von 11% für dauerhafte
Migration in den Westen aufwiesen. Vor der
Wiedervereinigung hingegen betrug die
Wahrscheinlichkeit für eine Binnenmigration
bei ehemaligen politischen Häftlingen
56%, während sie bei nichtinhaftierten
DDR-Bürgern lediglich 4% betrug.
Insofern ist bei Binnenmigranten in den
westlichen Bundesländern überproportional
von Betroffenheit durch SED-Unrecht
auszugehen; diese speist sich mindestens
dadurch, dass es sich bei der relativen
Mehrheit der Übersiedler während des
Bestehens der DDR um politische Häftlinge
handelte.
Eine eigene Auswertung der Beitragsautoren
von Antragszahlen der Stiftung für ehemalige
politische Häftlinge stützt die Annahme einer
Überrepräsentierung dieser Gruppe unter
den Binnenmigranten (der Rohdatensatz
wurde den Autoren von der Stiftung am
21.7.2022 übermittelt). Die Auswertung
bezieht sich auf Anträge politischer
Häftlinge zu Unterstützungsleistungen
(„Selbstbetroffene“). Diese in . Tab. 2
dargestellten Daten erfassten die
Antragsteller nach deren Wohnort zum
Zeitpunkt der Antragstellung. Eine Änderung
des strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes
(§ 17a) 2008 führte zu einem deutlichen
Abnehmen der Antragszahlen bei der
Stiftung1, weshalb nur die 4 antragsstärksten
Jahre 2004–2007 ausgewertet wurden. Es
zeigt sich, dass etwa 17% der Antragsteller
ihren Wohnsitz in den alten Bundesländern
(ohne Berlin) hatten.

1 PersönlicheMitteilungvonMichael Schumny,
Geschäftsführer der Stiftung für ehemalige
politischeHäftlinge.

rung via Ausschreibungen, Presseankün-
digungen, Verteiler von Opferverbänden
oder den Rückgriff auf schon bestehen-
de Stichproben entsteht. Auch ist denk-
bar, dass sich solche Verzerrungen durch-
aus je nach Institution, Kooperation und
dem Studiendesign unterscheiden. Maer-
cker et al. (2013) berichten beispielsweise
von systematischen Drop-outs aufgrund
zu hoher Krankheitslast oder Belastung
durch die Studie. Ebenso naheliegend ist,
dass sich bestimmte Probandentypen, wie
politisch Engagierte, besonders Unzufrie-
dene, Personen mit hohem Leidensdruck
oder im „Sprechen“ über Erlebtes und Be-
lastendesroutiniertePersonen,bei solchen
Studien vermehrt melden (beispielsweise
Böhm et al. 2023; Weiß und Schomerus
2024).

Zwischenfazit. Aus klinischer Sicht be-
steht das Problem, dass das Thema SED-
Unrecht viele Bereiche berührt, von Ent-
schädigung bis hin zu politischer Bildung.
Aspekte adäquater klinischer Hilfe spie-
len eine eher untergeordnete Rolle oder
sind mit anderen Aspekten verwoben. Die
klinische Beschreibung des Problems ist
derzeit wie ein unvollständiges Mosaik,
dem noch wichtige Forschungselemente
fehlen. Befunde sollten daher mit Vorsicht
betrachtet und berichtet werden. Vorläu-
fig kanndavon ausgegangenwerden, dass
es sich bei den Betroffenen von SED-Un-
recht um eine erhebliche Größenordnung
in der Allgemeinbevölkerung, deren Be-
lastungs- und Krankheitslast überdurch-
schnittlich zu sein scheint, handelt. Diese
Population stellt sich letztlich als sehr hete-
rogendar. Eine Klammer bei allen Betroffe-
nengruppen könnte die Vermischung von
klinischenmit Fragen politischer Aufarbei-
tung sein. Daher soll dieser Aufarbeitungs-
bereich imFolgenden imHinblickauf seine
klinische Relevanz skizziert werden.

Die „Aufarbeitungslandschaft“

Betroffene als Baustein der
Aufarbeitung

Nach der Wiedervereinigung begann die
Aufarbeitung, also die politische, juristi-
sche, kulturelle und pädagogische Aus-
einandersetzung mit dem Systemunrecht
der ehemaligen DDR, mit einer charak-

teristischen Zwischenstellung zwischen
Wissenschaft und Politik. Im wiederverei-
nigten Deutschland entwickelte sich eine
einschlägige Aufarbeitungslandschaft.
„Zwischen dem Kollaps der DDR und ihrer
historisch-wissenschaftlichen Aufarbei-
tung gab es keinen zeitlichen Abstand,
keine sich entwickelnde Linearität. Viel-
mehr waren die Aufarbeitung und das
Erinnern von Verbrechen zentraler Be-
standteil des Zusammenbruchs“ (Rudnick
2024, S. 37). Diese Aufarbeitungsland-
schaft entstand parallel zur politischen
und zur ökonomischen Transformation
sowie der nationalen Wiedervereinigung,
wobei sämtlicheRegularien vom„Beitritts-
gebiet“derehemaligenDDR übernommen
wurden (Mau undOffe 2020). Der Entwick-
lung der Aufarbeitungslandschaft inner-
halb dieses komplexen Gefüges wurden
inzwischen retrospektiv mehrere struktu-
relle Defizite bescheinigt. Es wurde eine
auffällige Diskrepanz konstatiert zwischen
umfangreicher nomineller Anerkennung
des Systemunrechts auf politischer und
legislativer Ebene auf der einen Seite
sowie fehlendem Engagement für eine
realpolitische Umsetzung ebenjener An-
erkennung auf der anderen Seite (Rudnick
2024). Weiterhin dominierten in der öf-
fentlichen Geschichtsschreibung über die
DDR lange Zeit nicht Historiker, sondern
Politiker, Bürgerrechtler und Betroffene,
was inzwischen mit dem Terminus „Ama-
teur-Historiker“ kritisiert wurde (Rudnick
2024, S. 39). Andere Kritikpunkte be-
treffen die Verzahnung des plakativen
Erinnerns an das diktatorische Wesen des
ehemaligen Systemkonkurrenten mit ta-
gespolitischen Konflikten. Hier wird z. B.
hingewiesen auf die Nutzung für eine
klar antikommunistische Agenda, bei der
die Aufarbeitung der Diktatur oft mit ei-
ner generellen Ablehnung sozialistischer
Ideen, der Relativierung nationalsozialisti-
schen Unrechts und der Ausblendung von
(post-)transformatorischen Problemen in
Ostdeutschland einhergeht (Uhlig und
Koss 2020; Gallistl und Frommer 2024).
Diese Kritikpunkte werden inzwischen in
der Aufarbeitungslandschaft selbst kon-
trovers rezipiert (zustimmend: Kowalczuk
2019; kritisch: Kaminski 2024).

Hieran wird erkennbar, dass die Ent-
wicklung dieser Landschaft aktuell hoch
dynamisch ist und von mehreren Pro-
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Infobox 2

Exkurs: Implementierung von struk-
tureller Unterstützung: Barrieren und
Synergien
Die Sorge ehemaliger Heimkinder vor
antizipierter Pflegebedürftigkeit wurde
auch von der Historikerin Censebrunn-
Benz (2024) auf Basis von Interviews
herausgearbeitet. Sie berichtet vom
Versuch, eine Handreichung, die für die
besonderen Bedürfnisse Betroffener von
DDR-Heimerziehung sensibilisieren sollte, für
Pflegekräfte zu erstellen. Sie stand hierbei
im Austausch mit Pflegekräften. Diese
berichteten von Überforderungssituationen
mit ehemaligen Heimkindern beispielsweise
bei misstrauischem und aggressivem
Verhalten. Eine im ersten Entwurf erstellte
Handreichung für Pflegekräfte rief allerdings
bei eben diesen aversive Reaktionen
hervor. Die Fachkräfte fühlten sich
pädagogisiert und das auch noch an ihren
Praxisproblemen vorbei und hielten auch die
Spezifizierung auf DDR-Heimkinder für nicht
nachvollziehbar. Daraufhin passte die Autorin
die Handreichung in einem partizipativen
Prozess an; diese zielt nun allgemeiner auf
Besonderheiten im Umgang mit Betroffenen
sequenzieller Traumatisierungserfahrungen
in institutionellen Kontexten ab. Dieser
Bericht ist insofern bemerkenswert, als
sich erstmalig besondere Barrieren und
andererseits auch potenzielle Synergien im
Bereich der Implementierung spezifischer
Versorgungsverbesserung andeuten.

fessionalisierungsschüben angetrieben
wird. Dazu zählen mehrere Forschungs-
programme an Universtäten oder das
2021 geschaffene Amt der bundesweit
zuständigen SED-Opferbeauftragten des
Deutschen Bundestags (Gallistl et al.
2024). Im Kontext klinischer Hilfe ist von
Relevanz, dass sich in der Aufarbeitungs-
landschaft ein nicht unerheblicher Sektor
einzelfallorientierter Hilfe für Betroffene,
in dem klinische Fragen zunehmend eine
Rolle spielen, entwickelt hat.

Spezialisierte Hilfs- und
Beratungslandschaft

Anfang der 1990er-Jahre wurde mit der
Einrichtung der Behörde des Bundesbe-
auftragten für die Stasi-Unterlagen jedem
Bürger dieMöglichkeit eröffnet, die eigene
Stasi-Akte einsehen zu können. Um die-
sen Prozess beraterisch zu begleiten, wur-
den auf Landesebene die Behörden der
„Landesbeauftragten für die Stasi-Unter-
lagen“ geschaffen. (Inzwischen sind die-

se Behörden umbenannt in „Landesbe-
auftragte für die Aufarbeitung der SED-
Diktatur“.) Obwohl die Bundesländer die-
sen Auftrag im Einzelnen etwas anders
ausfüllen, lässt sich grob zusammenfas-
sen, dass in diesen Behörden „politisch-
historische“ Aufarbeitung ebenso wie Be-
ratung zu den Themen Akten und juristi-
sche Ansprüche sowie vereinzelt auch psy-
chosoziale Beratung stattfinden. Mit Letz-
terem wurde eine Lücke in der Regelver-
sorgung geschlossen, da klinische Fach-
leute wenig Wissen und Interesse an die-
sem speziellen Thema hatten und Betrof-
fene medizinischen Einrichtungen miss-
trauten. Das Personal der Landesbeauf-
tragten war hierfür zunächst nicht aufge-
stellt,dapsychosozialeBedarfeerst imLau-
fe des Beratungsaufbaus aufkamen (Mo-
thes 1998; Freyberger 2008). Die einzelnen
Länder professionalisierten sich mit un-
terschiedlichen Profilen mit sozialdienstli-
cher, lebensberaterischer, traumapädago-
gischeroder,derzeitnur inSachsen-Anhalt,
klinischer Ausrichtung (Drescher undWelz
2022; Thüringer Landesbeauftragter 2021,
S. 11ff.; Morawe 2023; Gallistl und From-
mer 2020). Über die Landesbeauftragten
hinaus gibt es eine Vielfaltweiterer Anlauf-
stellen für Betroffene, wobei sich viele Be-
ratungsangebote in Berlin ballen und sich
in den alten Bundesländern kaum etwas
findet (s.. Infobox1). Angebotemit spezi-
ell psychosozialemFokusfindensich imBe-
reich Selbsthilfe (beispielsweise Betroffe-
neninitiative „Missbrauch inDDR-Heimen“,
Torgau), in Trägerschaft von Verbänden
(beispielsweise Union der Opferverbände
Kommunistischer Gewaltherrschaft, Ber-
lin) oder in kirchlicher Trägerschaft (bei-
spielsweise Lebensberatung der Stadtmis-
sionZwickau). „Gegenwind“ inBerlinbildet
aktuell die einzige bundesweit zuständige
Beratungsstelle mit klinischer Fachkunde
unter der Leitung eines Psychologischen
Psychotherapeuten (Bundesstiftung Auf-
arbeitung 2020; Gallistl et al. 2024).

Die Beratungslandschaft selbst ist auf-
grund ihrer institutionellen, regionalen
und fachlichen Heterogenität unüber-
sichtlich und insbesondere hinsichtlich
der psychologischen Aspekte bisher kaum
evaluiert. Nur für Berlin liegt seit Kurzem
eine systematische Erfassung basierend
auf Kennziffernabfragen, Experten- und
Betroffeneninterviews und einer Online-

erhebung vor, in der auch psychologische
Aspekte berücksichtigt sind (Schulze et al.
2022): In Berlin besteht demnach eine ver-
gleichsweise rege, dichte und differenzier-
te Beratungslandschaft unterschiedlicher
staatlicher und zivilgesellschaftlicher Trä-
ger. Diese Landschaft entstand durch viel
zivilgesellschaftliches und ehrenamtliches
Engagement. Das Beratungsaufkommen
ist nach wie vor hoch, und die Bera-
tungsfälle stellen sich 34 Jahre nach der
Wiedervereinigung als „komplizierte[s]
Zusammenwirken aus juristischen, admi-
nistrativen,gesundheitlichen,psychischen
und anderen Problemen“ (Schulze et al.
2022, S. 18) dar. DochBeratung erfolgt hier
in erster Linie zu Rehabilitierungs- und Ak-
tenfragen. Die meisten Beratungsstellen
sind nicht psychologisch oder medizinisch
aufgestellt, weil spezialisiertes Fachper-
sonal langfristig nicht finanziert werden
kann. Dies erscheint insofern problema-
tisch, als Aspekte ebenjener Professionen
zunehmend an Bedeutung gewinnen,
nicht nur angesichts des fortschreitenden
Alters der Betroffenen, sondern auch im
Hinblick auf Entschädigungsfragen bei
gesundheitlichen Folgeschäden. Es wird
insbesondere ein Mangel an psycholo-
gischen Angeboten konstatiert, obwohl
Berlin in der privilegierten Lage ist, Sitz der
in der Form einzigen psychologischen Be-
ratungsstelle „Gegenwind“ zu sein; diese
berichtet allerdings über einehoheAuslas-
tung und muss zudem Anfragen aus dem
gesamten Bundesgebiet bedienen. Bera-
ter in vielen Einrichtungen sind oft selbst
Betroffene oder Akteure, die sich schon in
der Umbruchszeit eigeninitiativ engagiert
haben, wobei sich aktuell ein Generati-
onswechsel vollzieht. Die Notwendigkeit
von Weiterqualifizierungsmaßnahmen für
Berater wird festgestellt, „insbesondere,
von mehreren Beratungsstellen ange-
sprochen, in der Qualifizierung bei der
psychosozialen Begleitung“ (Schulze et al.
2022, S. 65). Dies erscheint insofern nach-
vollziehbar, als in der Fachliteratur bei
Betroffenen schwere psychologische Pro-
bleme wie Suizidalität (Schulze et al.
2022, S. 55; Hoffmann et al. 2024) und im
Beratungskontext gelegentlich auch psy-
chotische Symptomatik berichtet werden
(Trobisch-Lütge 2004, S. 32). Schulze et al.
(2022) berichten auch von Vernetzungen
in die psychologische und medizinische
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Tab. 2 Jährliche Antragszahlen für Un-
terstützungsleistungen bei der Stiftung für
ehemaligepolitischeHäftlinge,differenziert
nach demWohnsitz

Anträge „Selbstbetroffene“An-
trags-
jahr

West Berlin Ost

2004 698 (17,2%) 804 2549

2005 708 (17,5%) 816 2505

2006 708 (17,0%) 807 2661

2007 765 (17,6%) 866 2709

Regelversorgung, wobei diese nicht sys-
tematisch erfasst wurden und letztlich
das Angebot der Regelversorgung als
unzureichend dargestellt wird.

Versorgungsforschung

Zur Frage der klinischen Versorgungssi-
tuation Betroffener gibt es Literatur aus
der Aufarbeitungs-, Beratungs- und The-
rapiepraxis, die sich aber überwiegend
auf Einzelfallberichte und erfahrungsbe-
zogene Expertisen einzelner Personen
beschränkt. Im Folgenden werden empi-
rische Befunde aus klinischen Arbeiten
referiert, wobei systematische Studien
mit explizitem Versorgungsforschungsfo-
kus rar gesät sind und noch am Anfang
stehen.

Inanspruchnahme

Bei einer klinischen Zielpopulation, in der
die Unterbindung von Hilfesuchverhalten
ein intendierter Teil des Täterhandelnswar,
liegt die Frage nach der Inanspruchnahme
von Versorgungsinstitutionen nahe. Wie
berichtet, machte nur jeder achte mut-
maßlich Betroffene von der Möglichkeit
Gebrauch, einen Antrag auf rechtliche Re-
habilitierung, der Grundlage für weitere
Entschädigungsleistungen ist, zu stellen
(Spitzer et al. 2010). Für die Nichtinan-
spruchnahme wurden zwei unterschiedli-
che Begründungsmuster von den „stum-
men Opfern“ angegeben: Erstens, keine
Kenntnis von solchen Möglichkeiten zu
haben, einen negativen Ausgang zu be-
fürchten, sich gesundheitlich nicht ausrei-
chend belastbar zu fühlen oder traumati-
sche Trigger vermeiden zu wollen. Zwei-
tens, die Erfahrungen als zu geringfügig
oder schadensfrei anzusehen, sodass ei-
ne Entschädigung nicht notwendig wä-

re oder kein gesetzlicher Anspruch beste-
he. Inwiefern dieser Befund auf das klini-
sche Versorgungssystem übertragbar ist,
bleibt zunächst offen. Der Weg über ei-
ne niedrigschwellige Beratung zu Rehabi-
litierung scheint jedoch eine Möglichkeit
zu sein, psychische Belastung zu thema-
tisieren und die Weitervermittlung in die
Regelversorgung anzubahnen.

Frommer et al. (2017) haben auf Ba-
sis der verfügbaren Berichtdaten für Sach-
sen-Anhalt festgestellt, dass nur 9,5% der
politischen Häftlinge, denen ein Antrag
auf Rehabilitierung bewilligt wurde, einen
FolgeantragaufAnerkennunggesundheit-
licher Folgeschäden stellten. Von diesen
bekamen wiederum nur 5% einen Grad
der Schädigung von 30 oder mehr be-
willigt, was die Voraussetzung für finan-
zielle Entschädigungsleistungen ist. Somit
erhalten weniger als 0,5% der rechtskräf-
tig rehabilitierten politischen Häftlinge ei-
ne solche Entschädigungsleistung. Die Si-
tuation stellt sich in anderen Bundeslän-
dern ähnlich dar; lediglich in Thüringen
ist sie etwas besser (Schindler 2024). Seit
Inkrafttreten der Rehabilitierungsgesetze
wurde bei dieser Entschädigungsleistung
kontinuierlich eine inadäquat restriktive
Verwaltungs-, Begutachtungs- und Recht-
sprechungspraxis an den aktuellen histori-
schen und klinischen Erkenntnissen vorbei
festgestellt. Jahrelange Verfahrensdauern
verstärken darüber hinaus die bereits be-
stehendenSchäden (Deutscher Bundestag
2023; Schindler und Frommer 2024).

In der Studie von Maercker et al. (2013)
bejahten nur 7% (n= 6) die Frage, ob „auf-
grund der erfragten Erlebnisse und psychi-
schen Beschwerden eine spezifische ärztli-
che oder psychologische Hilfe in Anspruch
genommen“ wurde. Die Lebenszeitpräva-
lenz von PTBS wurde mit 70% beziffert. In
der Allgemeinbevölkerung beträgt die In-
anspruchnahmerate von psychotherapeu-
tischer oder psychiatrischer Hilfe im Ver-
gleich 16% (z. B. Groschwitz et al. 2017) bei
einer LebenszeitprävalenzderPTBS vonet-
wa 2% (Flatten et al. 2011). Dieser Befund
legt eine extreme Unterversorgung nahe.

Ein Befund, der diesem Ergebnis ent-
gegensteht, stammt aus einer Studie zu
DDR-Heimkindern (Glaesmer et al. 2023).
ImProjektTESTIMONYwurden273ehema-
lige DDR-Heimkinder befragt. Die Punkt-
prävalenz für eine komplexe posttrauma-

tische Belastungsstörung (kPTBS) betrug
26% (Hoffmann et al. 2023a). „Mehr als
die Hälfte (56%) der Teilnehmenden wa-
ren irgendwann in ihrem Leben aufgrund
von psychischen Problemen in psychothe-
rapeutischer Behandlung, diemeisten von
ihnen mehrfach (72%)“ (Böhm et al. 2023,
S. 81)2.

Probleme im Bereich des
Versorgungssystems

IndenweiterenErgebnissenausTESTIMONY
zeigt sich allerdings, dass bloße Inan-
spruchnahme nicht alles zu sein scheint:
Betroffene, die Psychotherapieerfahrung
hatten, stimmten häufiger der Aussage
zu, Therapeuten wüssten nicht, was im
Heim passiert sei (Böhm et al. 2023,
S. 81 f). Der Frage, ob es mehr Unter-
stützung für Betroffene geben sollte,
stimmten mehr als die Hälfte zu, hier-
von wiederum nannte knapp die Hälfte
den Wunsch nach einem adäquaten the-
rapeutischen Angebot und spezifizierte
dies in Freitextfeldern mit Aussagen wie
„Therapieplätze ohne lange Wartezeiten“,
„unbürokratische Therapiemöglichkeiten“
sowie „bessere Ausbildung für Therapeu-
ten, die oft nicht viel über das Thema
Trauma wissen“ (Böhm et al. 2023, S. 82 f.).
In einem ergänzenden Interview wurden
stationäre Settings als überfordernd und
traumaaktualisierend benannt (Hoffmann
et al. 2023a, S. 39). Weitere Auswertungen
finden sich im Beitrag von Compera et al.
in dieser Ausgabe.

EbenfallsausderArbeitsgruppestammt
eine Fachkräftebefragung zur Versor-
gungslage und zu Weiterbildungsbedar-
fen bezüglich ehemaliger DDR-Heimkin-
der (Hoffmannetal. 2023b).Onlinewurden
441 Teilnehmende befragt (75% Psycho-
logische Psychotherapeuten), von denen
341 Behandlungserfahrungen mit DDR-
Heimkindern hatten. Die Behandlung von
Heimkindern wird mehrheitlich als kom-
pliziert wahrgenommen, was imWesentli-
chen auf die kPTBS-typische Symptomatik

2 Eine repräsentativ angelegte Erhebung, inder
auchdie InanspruchnahmevonPsychotherapie
durch Betroffene von SED-Unrecht erfragt
wurde, wird aktuell in der Arbeitsgruppe von
Bernhard Strauß ausgewertet (Gallistl et al.
2024).
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zurückgeführt wurde. Als Behandlungs-
hürden wurden einerseits ein junges
Therapeutenalter, eine westdeutsche Her-
kunft undmangelndes Hintergrundwissen
genannt. Als Zugangshürden zum Hilfe-
system wurden aufseiten der Betroffenen
genannt: Misstrauen, Helfer werden auf-
grundderErfahrungenmitdemdamaligen
„Hilfesystem“ als täterassoziiert wahrge-
nommen, Angst davor, dass einem nicht
geglaubt werde, damals institutionell ver-
hängte „Schweigegebote“, Schamgefühle
und Angst vor erneuter Stigmatisierung.
Auch strukturelle Probleme wie unflexi-
ble Therapiesettings, Bürokratie und eine
ungesicherte Behandlungsfinanzierung
bei ausgeschöpften Stundenkontingenten
wurden aufgezeigt. Als Verbesserungsvor-
schläge wurden genannt: Netzwerke von
spezialisierten Anlauf- und Beratungsstel-
len, mehr niedrigschwellige Hilfen unter-
schiedlicher Art, Stärkung von Selbsthilfe,
einfacherer Zugang zu adäquater Psycho-
therapie undmehr öffentliche Präsenz des
Themas. Es bejahten 37% der Befragten
die Frage nach einem Interesse an ein-
schlägiger Weiterbildung; weitere 41%
antworteten mit „vielleicht“. Als Themen-
wünschewurden insbesonderehistorische
Hintergründe (auch zu Heimerziehung in
der BRD), Rehabilitierung, rechtliche Hin-
tergründe, Akteneinsicht sowie Wissen
zu Traumafolgestörungen genannt. Diese
Erhebung bestätigt weitgehend vorheri-
ge Expertisen zum Thema (beispielsweise
Sack und Ebbinghaus 2012).

Stigma als Behandlungsbarriere

Gfesser et al. (2021) führten eine explorati-
veGruppendiskussionzumThema„Stigma
von Menschen mit Traumaerfahrung“ in
der Selbsthilfegruppe der „Betroffenenini-
tiative Missbrauch in DDR-Kinderheimen“
durch. Stigmatisierung ist aus der Versor-
gungsforschung bereits als Behandlungs-
barriere bekannt. Hintergrund war die An-
nahme multipler Stigmata als Heimkind
und der kumulativen Folgeerscheinungen,
wiepsychischeErkrankung,Drogenabhän-
gigkeit oder Inhaftierung. Auf familiärer
undöffentlicherEbeneberichtetendieTeil-
nehmer von fehlendem Interesse an der
Heimvergangenheit, Normalisierung von
Gewalt bis hin zu Opferbeschuldigung. Ein
Ursprung bestehe darin, dass zu DDR-Zei-

ten das Label „Heimkind“ sehr negativ be-
setzt gewesen sei, was umfängliche struk-
turelle, etwa berufliche, Nachteile nach
sich ziehen konnte und Betroffenen ein
Verschweigenangewöhnte. Betroffenebe-
richtetenweiterhin nicht nur vonBarrieren
in der psychotherapeutischen Versorgung
(deckt sich mit oben genannten Befun-
den aus TESTIMONY), sondern von Ver-
meidungsverhalten bei notwendigen so-
matischen Behandlungen sowie Besorgnis
bezüglich der antizipierten Situation von
Pflegebedürftigkeit (s. . Infobox 2)3.

Differenzierung und Integration
als anstehende Aufgaben

Betroffenheit von SED-Unrecht ist bei ge-
nauerer Betrachtung ein facettenreicher,
v. a. aber ein sich wandelnder Begriff. Da-
mit einher gehen umfangreiche Unschär-
fen. Klinische Fächer stehen auf der Ebe-
neprävalenzorientierterGrundlagendaten
noch am Anfang und sind aktuell v. a. auf
Arbeiten aus anderen Fachbereichen wie
Soziologie und Geschichte angewiesen.
Vorläufig lässt sich allerdings von einer er-
heblichen potenziellen Patientenzahl aus-
gehen, die z. T. ausgeprägte Mehrfachbe-
lastungen aufweisen. Umfangreichere ver-
sorgungsorientierte Untersuchungen gibt
es aktuell nur zur Gruppe der DDR-Heim-
kinder. Es stellen sich die Fragen, inwie-
weit diese Ergebnisse auf andere Betrof-
fenengruppen von SED-Unrecht übertrag-
bar sind, und ob es sich um allgemeine-
re Versorgungsdefizite bei menschenge-
machten sequenziellen und/oder institu-
tionellen Traumatisierungen handelt. Als
erste Ergebnisse lassen sich spezifische
internalisierte Inanspruchnahmebarrieren
(insbesondereMisstrauen in Fürsorgeinsti-
tutionen), fehlendes historisches und psy-
chotraumatologisches Fachwissen aufsei-
ten von Therapeuten sowie eine Ange-
botsstruktur der Regelversorgung konsta-
tieren, die auf die Leidenszustände Betrof-
fener nur begrenzt zugeschnitten ist.

Bei der Frage nach klinischer Versor-
gungsrelevanz bietet sich aufseiten der

3 Umfangreichere Untersuchungen zur Versor-
gung Betroffener von SED-Unrecht vor einem
stigmatheoretischenHintergrundwerdenaktu-
ell in der Arbeitsgruppe von Georg Schomerus
ausgewertet (Blumeetal.2024).

Behandler an, zukünftig unterschiedliche
Problemkomplexe zu differenzieren. Als
Minimaldifferenzierung möchten die Au-
toren vorschlagen:
1. Leidenszustände, die dadurch be-

sonders sind, dass eine traumatische
Schädigung in einem politischen
Institutionennexus stattfand, mit
systematischer Stigmatisierung im
täglichen Leben verbunden war und
das Ziel hatte, Traumafolgestörungen
zu erzeugen (prototypisch wäre hier
politische Haft).

2. Leidenszustände, bei denen politische
Faktoren der DDR bei der Entstehung
und Aufrechterhaltung von Erkran-
kungen eine relevante Rolle spielen,
ohne im eigentlichen Sinn hinreichend
ursächlich zu sein (beispielsweise
„leichtere“ Fälle von Überwachung im
persönlichen Umfeld).

3. Leidenszustände, bei denen histo-
risch-gesellschaftliche Hintergründe
wichtig sind, aber keine intendierten
politischen Intentionen vorherrsch-
ten. Die Abgrenzung zu den ersten
beiden Kategorien ist oft unscharf.
Ebenso fließend ist die Grenze zu frü-
her unsichtbarem historischen Leid in
der ehemaligen BRD (beispielsweise
sexuelle Übergriffe in Institutionen).

4. Leidenszustände aufgrund von poli-
tisch bedingten Schädigungskontex-
ten, die zu langfristigen somatischen
Primärschäden geführt und wei-
terhin komplexe psychosomatische
Wechselwirkungen zur Folge haben
(beispielsweise substanzinduzierte
Schäden durch Doping).

5. Leidenszustände, bei denen klinisches
Leid untrennbar mit heutigen Entschä-
digungsregelungen und politischen
Aufarbeitungsfragen verbunden ist
(beispielsweise Anerkennung gesund-
heitlicher Folgeschäden).

Zur strukturellen Verbesserung der Versor-
gung sollte zudem künftig genauer zwi-
schen Inanspruchnehmern undNichtinan-
spruchnehmern differenziert werden, da
die sehr diskrepanten Ergebnisse zur In-
anspruchnahme (zwischen 7% und 56%,
s. auch Böhm 2014 und Weißflog et al.
in dieser Ausgabe) auf unterschiedliche
Subtypen hindeuten. Die Forschung sollte
auch eine Binnendifferenzierung vorneh-
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men. Es gibt Hinweise, dass bei der In-
anspruchnahme von ärztlichen oder psy-
chotherapeutischen Leistungen die rele-
vanten traumatischen Erfahrungen nicht
immer angesprochen werden. Auf der an-
deren Seite scheint es einen Typus von ge-
radezu aktivistisch orientierten Patienten,
der eineKombinationvonhoher klinischer,
politischer und verwaltungsrechtlicher In-
anspruchnahme zeigt, zu geben.

Die Probleme Betroffener gehen letzt-
lich grundlegend über psychologische
und medizinische Fragen hinaus und be-
rühren nicht nur eine historische Materie,
sondern auch sozialpädagogische, recht-
liche, politische und kulturelle Fragen der
Gegenwartsgesellschaft. Die klinischen
Aspekte werden auch in diesen anderen
Bereichen zunehmend relevant. Beispiels-
weise erfordert die Frage der Kausalität bei
der Anerkennung gesundheitlicher Fol-
geschäden eine Rückbindung an aktuelle
Fachentwicklungen im psychotraumato-
logischen Bereich (beispielsweise die in
der 11. Version der Internationalen statis-
tischen Klassifikation der Krankheiten und
verwandter Gesundheitsprobleme [ICD-
11] eingeführteDiagnoseder kPTBS). Auch
die Entschädigungsregelungen selbst sind
wieder Gegenstand politischer Verhand-
lungen, bei denen nun aktuelle klinische
Erkenntnisse ebenfalls eine Rolle spielen.
Zu den Regelungen zur Anerkennung
gesundheitsbedingter Folgeschäden läuft
eine Initiative der Opferbeauftragten, bei
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen
zunächst einmal einen Ursachenzusam-
menhang zu vermuten, wie es ihn in
der Regelung im Soldatenrecht bereits
gibt (Deutscher Bundestag 2024a, S. 19 f.,
2024b, 2023).

Die Autoren des vorliegenden Beitrags
glauben, dass das Thema ein grundlegen-
des Defizit der klinischen Fächer zeigt,
die stark naturwissenschaftlich geprägt
sind und gesellschaftliche Aspekte in For-
schung und Praxis oft vernachlässigen.
Schnittstellen zu Sozialwissenschaften
sind dementsprechend spärlich vorhan-
den und vergleichsweise gering profes-
sionalisiert. Dies beginnt sich langsam zu
ändern, z. B. mit dem Konzept des His-
torischen Traumas (Maercker 2023). Für
die zukünftige Professionalisierung wird
es wichtig sein, dass die Berücksichtigung
gesellschaftlicher Ebenen nicht Selbst-

zweck oder fremdbestimmter Auftrag
ist, sondern fachimmanenten klinischen
Kriterien folgt. Beispielsweise wäre eine
selbsterfahrungsorientierte Reflexion des
eigenen soziopolitischen Standpunkts
und seiner soziobiografischen Quellen
nicht etwa notwendig, um diese Ebenen
in Therapie und Forschung einzubringen,
sondern um ebenjene Ebenen als treiben-
de Faktoren ausklammern zu können –
zugunsten eines adäquaten Blicks auf
das Leid derjenigen Menschen, die in die
eigene Fachzuständigkeit fallen, und auf
das, was sie für einewirksameBehandlung
brauchen.

Fazit für die Praxis

4 Betroffenheit von SED-Unrecht, ist bei ge-
nauerer Betrachtung ein facettenreicher,
v. a. aber ein sich wandelnder Begriff, und
das Unrecht reicht von politischer Haft bis
zu alltäglicher Überwachung.

4 Prävalenz von und Folgebelastung durch
SED-Unrecht scheinen erheblich zu sein,
jedoch stehen klinische Psychologie und
Medizin bei der differenzierten Forschung
noch am Anfang.

4 Für Psychotherapeuten ist es hilfreich, die
einschlägige Psychotraumatologie, die
historischen Hintergründe und die aktu-
ellen Gegenwartsdiskurse zu kennen.
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Abstract

Needs and clinical care of people affected by injustice of the SED

Since the German reunification and the end of the German Democratic Republic, the
poor clinical care situation of the victims of injustice by the Socialist Unity Party of
Germany (SED) has been repeatedly criticized and calls for improvement were made.
The following article provides an overview of the existing clinically relevant literature
on the care situation on this topic. Problems of definitions and the question of the
clinical specifics of the target group are first discussed. This is followed by an overview
of current psychosocial care in the “reprocessing landscape” and a presentation of
further findings from the clinical literature. There is evidence that victims of SED
injustice are primarily people with multiple health and social burdens, for whom
trauma-related barriers to utilization, competence barriers among practitioners and
structural problems in the healthcare system becomemanifest. Questions of individual
suffering are also inextricably linked with questions of political discourse and the
practice of compensation regulations. On closer inspection, however, it is clear that
basic clinical and healthcare research are currently reaching their limits in this area and
many questions must remain unanswered for the time being.
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German Democratic Republic · Reprocessing · Trauma · Healthcare system · Society
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